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L Auftrag 


Der Deutsche Bundestag hat bei der Verabschiedung des Sech- 
sten Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften in seiner 215. Sitzung am 12. Fe- 
bruar 1969 auf den Antrag des Innenausschusses (Drucksache 
V/3831) die Bundesregierung ersucht, 

bis zum 31. März 1971 über die Erfahrungen mit der gesetz- 
lichen Neuregelung — Teilzeitbeschäftigung und langfristige 
Beurlaubung für Beamtinnen mit Mutterpflichten — zu be- 
richten und gegebenenfalls erforderliche Änderungsvor- 
schläge zu unterbreiten. Der Bericht soll insbesondere An- 
gaben über die Zahl der im Berichtszeitraum gestellten An- 
träge auf Teilzeitbeschäftigung oder Beurlaubung enthalten. 


11. Bericht 


Namens der Bundesregierung erstatte ich folgenden Bericht: 


1. Allgemeines 

Mit dem vorgenannten Gesetz vom 31. März 1969, das am 

2. April 1969 in Kraft getreten ist (Bundesgesetzbl. I S. 257), 
wurde für den Bund und die Mehrzahl der Länder erstmals die 
Möglichkeit eröffnet, Beamtinnen und Richterinnen, die durch 
die Sorge für ihre Kinder besonders belastet sind, unter Auf- 
rechterhaltung ihres Dienstverhältnisses die Arbeitszeit bis auf 
die Hälfte zu ermäßigen oder sie langfristig zu beurlauben. 
Lediglich in den Ländern Baden-Württemberg und Niedersach- 
sen bestanden schon vorher Regelungen über die Teilzeitbe- 
schäftigung von Beamtinnen und Richterinnen, die teils enger, 
teils weiter als die neue Bundesregelung waren. 

Inzwischen haben alle Bundesländer auf der Grundlage der 
Rahmenvorschriften des Bundes entsprechende Regelungen 
getroffen. 

Der Bericht erstreckt sich auf den Bundesdienst; erfaßt ist der 
Zeitraum vom 2. April 1969, dem Tag des Inkrafttretens der 
gesetzlichen Neuregelung, bis zum 31. Dezember 1970. Soweit 
aus den Ländern trotz der relativ kurzen Zeit seit dem Inkraft- 
treten der jeweiligen Landesregelungen Erfahrungen vorliegen, 
sind sie in Nummer 5 dargestellt. 

Während des Berichtszeitraumes war die wirtschaftliche Ent- 
wicklung weitgehend konstant. Bei den Freistellungsanträgen 
konnten daher die berechtigten Interessen der Beamtinnen und 
die Bedürfnisse der Verwaltung im wesentlichen miteinander in 


2 



Deutsdier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drudesache VI/2064 


Einklang gebracht werden, so daß den Gesuchen um Teilzeit- 
beschäftigung oder Beurlaubung in aller Regel entsprochen 
wurde. Erfahrungen darüber, ob und in welchem Ausmaß per- 
sonalwirtschaftliche Schwierigkeiten aufgetreten wären — ins- 
besondere in den Bereichen, in denen in größerer Zahl Freistel- 
lungen bewilligt worden sind — , wenn die betroffenen Beam- 
tinnen in größerer Zahl kurzfristig um die Aufhebung ihrer 
Freistellung ersucht hätten, haben sich im Berichtszeitraum nicht 
ergeben. 

Richterinnen im Bundesdienst haben von den bestehenden recht- 
lichen Möglichkeiten keinen Gebrauch gemacht; der Bericht 
erstreckt sich daher ausschließlich auf Beamtinnen. 


2. Wiedereinstellungsanträge früherer Beamtinnen 

Der Deutsche Bundestag hat in der bei Verabschiedung des 
Sechsten Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften gefaßten Entschließung die Bun- 
desregierung ersucht, 

in geeigneter Weise darauf hinzuwirken, daß frühere Beam- 
tinnen und Richterinnen, die innerhalb von zwei Jahren vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes wegen Betreuung eines 
Kindes ausgeschieden sind, nach Maßgabe der gesetzlichen 
Vorschriften über die Teilzeitbeschäftigung bevorzugt wieder 
in das Beamten- oder Richterverhältnis berufen werden, wenn 
sie dies bis zum 31. Dezember 1969 beantragen. 

Auf Grund dieser Entschließung ist den in Frage kommenden 
Beamtinnen und Richterinnen die Möglichkeit einer vorzugs- 
weisen erneuten Berufung in das Beamten- oder Richterver- 
hältnis eingeräumt worden, sofern der Antrag auf Wiederein- 
stellung bis zum 31. Dezember 1969 gestellt worden war. Die 
Frist ist eine Antragsfrist; sie läßt den Zeitpunkt der tatsäch- 
lichen Einstellung unberührt. Wiedereinstellungen sind also 
auch noch in der Zukunft möglich. 


2.1 Hierzu ergibt sich folgende Übersicht: 


a) Von früheren Beamtinnen haben bis zum 31. Dezem- 
ber 1969 Anträge auf erneute Berufung in das Beam- 
tenverhältnis gestellt 1100 

(hiervon 1080 im Bereich der Deutschen Bundespost) 


b) Es sind erneut in das Beamtenverhältnis berufen wor- 
den 

(hiervon 110 im Bereich der Deutschen Bundespost) 


c) Von den erneut ernannten Beamtinnen (Buchstabe b) 
sind teilzeitbeschäftigt 

langfristig beurlaubt 


127 


75 

10 


3 



Drudcsadie VI/2064 


Deutsdier Bundestag — 6, Wahlperiode 


3. Teilzeitbesdiäftigung 


Die gesetzliche Neuregelung sieht vor, daß die Arbeitszeit einer 
Beamtin, die mit mindestens einem Kind unter 16 Jahren in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, bis auf die Hälfte der regelmäßi- 
gen Arbeitszeit ermäßigt werden kann, wenn sie dem Kind 
gegenüber unterhaltspflichtig ist. 

Die Ermäßigung der Arbeitszeit und die Beurlaubung (vgl. Num- 
mer 4) sollen zusammen eine Dauer von zwölf Jahren nicht 
überschreiten. 

Im Bundesdienst sind Beamtinnen in nennenswertem Umfang 
im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung, in der Zollverwaltung und bei den Betriebsver- 
waltungen tätig; hiervon entfällt der weitaus größte Teil auf 
die Deutsche Bundespost. Erfahrungen haben sich folglich im 
wesentlichen aus diesen Bereichen ergeben. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung wurde sämtlichen Anträgen stattgegeben. Dabei 
wurde die Erfahrung gemacht, daß ohne die Möglichkeit der 
Teilzeitbeschäftigung die Beamtinnen mangels anderweitiger 
Unterbringungs- und Betreuungsmöglichkeiten für ihre minder- 
jährigen Kinder in vielen Fällen ihre Entlassung beantragt hät- 
ten. Die Neuregelung hat somit dazu geführt, daß der Verwal- 
tung diese Beamtinnen — wenn auch vorübergehend nur als 
Teilzeitbeschäftigte — erhalten geblieben sind, was angesichts 
der allgemein angespannten Personallage positiv ins Gewicht 
fällt. 

In der Zollverwaltung hat sich gezeigt, daß die mit der Teilzeit- 
beschäftigung verbundenen personalwirtschaftlichen und orga- 
nisatorischen Schwierigkeiten ohne wesentliche Beeinträchti- 
gung des Dienstbetriebes gemeistert werden können, solange 
sich — wie bisher — die Zahl der teilzeitbeschäftigten Beam- 
tinnen in Grenzen hält. 

Auch die Deutsche Bundesbahn hat allen Anträgen entsprechen 
können. Hierbei haben sich nicht zuletzt im Hinblick auf die 
relativ geringe Zahl der Anträge keine nennenswerten Schwie- 
rigkeiten ergeben. Aussagefähige allgemeine Erfahrungen 
konnten bisher nicht gesammelt werden. Die Berichte der Bun- 
desbahndirektionen lassen jedoch sciion jetzt erkennen, daß 
eine Verwendung von teilzeitbeschäftigten Beamtinnen in grös- 
serem Umfang gewisse Schwierigkeiten bereiten wird, da sich 
nur wenige Dienstposten hierfür eignen. 

Im Bereich der Deutschen Bundespost hat die Durchführung der 
gesetzlichen Bestimmungen im allgemeinen keine nennenswer- 
ten Schwierigkeiten bereitet. Anträgen auf Teilzeitbeschäfti- 
gung ist immer dann sofort entsprochen worden, wenn sich zwei 
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Beamtinnen fanden, die gemeinsam einen Dienstposten ausfül- 
len konnten, oder wenn ohnehin ein entsprechender Teil-Dienst- 
posten vorhanden war. Die Einrichtung von Teil-Dienstposten 
mit mehr als der Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit war inso- 
fern problematisch, als Arbeitskräfte für weniger als die Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit nur schwer zu gewinnen sind. Im 
allgemeinen waren die Antragstellerinnen jedoch bereit, ihre 
Wünsche hinsichtlich des Umfangs der Herabsetzung der Ar- 
beitszeit den dienstlichen Belangen anzupassen. Bisher konnten 
auch die Wünsche auf Beschäftigung zu bestimmten Tageszeiten 
weitgehend berücksichtigt werden. Nicht immer befriedigend zu 
lösen war die Vertreterfrage bei Beurlaubungen und Erkran- 
kungen; hier blieb oft nur übrig, auf dem Teil-Dienstposten voll- 
beschäftigte Kräfte einzusetzen oder die Arbeiten zusätzlich auf 
andere Kräfte zu übertragen, was jedoch auf die Dauer eine 
unzumutbare Belastung der Vollkräfte zur Folge hat. 

Die Mehrzahl der teilzeitbeschäftigten Beamtinnen gehört der 
Laufbahngruppe des mittleren Dienstes an. Hiervon ist der über- 
wiegende Teil bei den Fernmeldeämtern, den Telegrafenämtern 
und den Postscheckämtern tätig. Bei diesen großen Ämtern mit 
überwiegend weiblichem Personal ist die Einrichtung von Teil- 
Dienstposten im allgemeinen leichter als bei den Postämtern. 
Bei den Postämtern ist die Zahl der Beamtinnen des mittleren 
Dienstes im allgemeinen gering, so daß es in der Regel an der 
zweiten Kraft fehlt, die die zweite Hälfte des Dienstpostens 
übernehmen könnte. Die Unterbringung von Teilzeitbeamtinnen 
des einfachen Dienstes war unproblematisch. Im höheren Dienst 
werden nur zwei Beamtinnen teilzeitbeschäftigt. Auch im ge- 
hobenen Dienst ist die Zahl der Teilzeitbeschäftigung gering. 


3.1 Anträge auf Bewilligung von Teilzeitbeschäftigung im Be- 
richtszeitraum 



bei obersten 
Bundesbehörden 

im nachgeordneten 
Bereich 

a) Anträge auf Teilzeit- 
besdiäftigung 

7 

765 

(davon Deutsche 
Bundespost 

4 

674) 

b) Gesamtzahl der teil- 
zeitbeschäftigten Be- 
amtinnen 

7 

734 

(davon Deutsche 
Bundespost 

4 i 

647) 


4. Langfristige Beurlaubung 

Eine Beamtin, die mit einem Kind unter sechs Jahren oder mit 
mindestens zwei Kindern unter zehn Jahren in häuslicher Ge- 
meinschaft lebt, kann bis zu drei Jahren, mit der Möglichkeit 
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einer anschließenden Verlängerung, ohne Dienstbezüge beur- 
laubt werden, wenn sie den Kindern gegenüber unterhalts- 
pflicbtig ist. 

Insgesamt konnte trotz der angespannten Personallage bisher 
fast allen Anträgen auf Beurlaubung stattgegeben werden. 

Für den täglichen Dienstbetrieb wirft die langfristige Beurlau- 
bung von Beamtinnen gegenüber der Teilzeitbeschäftigung im 
allgemeinen weniger Probleme auf. Solange geeignete Ersatz- 
kräfte bereitgestellt werden können oder in den Verwaltungen 
mit größerem Personalkörper ein genügender Vertreterbestand 
zur Verfügung steht, treten kaum Schwierigkeiten auf. Im Be- 
reich der Deutschen Bundespost haben bei einigen Ämtern die 
Beurlaubungen jedoch einen so großen Umfang angenommen, 
daß der vorhandene Vertreterbestand nicht mehr ausreicht, die 
Dienstposten zu besetzen. 

über die Eingliederung der Beamtinnen nach Ablauf ihrer Be- 
urlaubung konnten auf Grund der Kürze des Berichtszeitraumes 
noch keine Erfahrungen gesammelt werden. Entscheidend ist 
hierbei, auf welche Weise sichergestellt werden kann, daß jahre- 
lang beurlaubte Beamtinnen und Richterinnen nach Rückkehr in 
ihren Beruf den Anschluß an die inzwischen eingetretene Ent- 
wicklung finden. Hier liegt ein ernstes Problem, dessen einiger- 
maßen befriedigende Lösung wohl nur darin gefunden werden 
kann, daß sich die betroffenen Beamtiimen und Richteriimen 
sehr intensiv um eine Innovation ihres Wissensstandes bemü- 
hen und daß die Verwaltung durch geeignete Fortbildungsmaß- 
nahmen hierbei entscheidende Hilfestellung gewährt. 


4.1 Anträge auf langfristige Beurlaubung im Berichtszeitraum 



bei obersten 
Bundesbehörden 

im nachgeordneten 
Bereich 

a) Anträge auf langfri- 
stige Beurlaubung 

11 

1399 

(davon Deutsche 
Bundespost 

3 

1224) 

b) Gesamtzahl der 
langfristigen 
Beurlaubungen 

11 

1392 

(davon Deutsche 
Bundespost 

3 

1222) 


5 . Erfahrungen aus den Ländern 

Erkenntnisse und Erfahrungen grundsätzlicher Art mit den den 
rahmenrechtlichen Vorschriften entsprechenden landesrecht- 
lichen Regelungen konnten im allgemeinen noch nicht gewon- 
nen werden, da die Zeitspanne seit dem Inkrafttreten der lan- 
desrechtlichen Regelungen hierfür zu kurz war. 
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Bestätigt hat sich die Annahme, daß das Hauptanwendungs- 
gebiet der Neuregelungen im Schulbereich liegt. Im Bereich der 
eigentlichen. Verwaltung sind demgegenüber bisher verhältnis- 
mäßig wenig Anträge auf Teilzeitbeschäftigung oder langfristige 
Beurlaubung gestellt worden. Insgesamt zeichnet sich aber eine 
zunehmende Tendenz ab, die gesetzlich eingeräumten Möglich- 
keiten in Anspruch zu nehmen. Auch die Länder haben größten- 
teils den Eindruck gewonnen, daß viele Beamtinnen vermutlich 
ganz ausgeschieden wären, wenn die Möglichkeit einer Teilzeit- 
beschäftigung oder langfristigen Beurlaubung für sie nicht be- 
standen hätte. So ist z. B. die Zahl der Entlassungen auf eigenen 
Antrag in der Steuerverwaltung der Freien und Hansestadt 
Hamburg im Jahre 1970 im Vergleich zu den früheren Jahren 
um rund 50 v. H. zurückgegangen. 


6. Zusammenfassung 


Die neu geschaffenen Möglichkeiten einer Ermäßigung der 
regelmäßigen Arbeitszeit sowie der mehrjährigen Beurlaubung 
unter Wegfall der Dienstbezüge sind von den Beamtinnen leb- 
haft begrüßt und in beachtlichem Umfang genutzt worden. Es 
ist festzustellen, daß großes Interesse an der sicheren Anwart- 
schaft auf eine spätere Wiederaufnahme des Dienstes besteht. 
Die Möglichkeit, das Beamtenverhältnis aufrechterhalten und 
sich einen Arbeitsplatz sichern zu können, wird sehr geschätzt. 

Auch aus der Sicht des Dienstherrn haben sich die Neuregelun- 
gen im allgemeinen in der Praxis bisher gut durchführen lassen. 

Sie haben sich nach den Erfahrungen im Berichtszeitraum be- 
währt. Sie bieten den Vorteil, daß in der Zeit des Arbeitskräfte- 
mangels voll ausgebildete Beamtinnen, deren Ausbildung vom 
Steuerzahler getragen worden ist und die sonst ihre Entlassung 
beantragt hätten, in ihrem Beruf Weiterarbeiten oder ihn später 
wieder aufnehmen können. Sie bleiben damit der Volkswirt- 
schaft im weitesten Sinne als Arbeitskräfte erhalten. Es hat sich 
aber andererseits auch gezeigt, daß der Einsatz von Beamtinnen 
in Teilzeitbeschäftigung nicht in allen Arbeitsgebieten möglich 
ist. Schwierigkeiten bereitet vor allem die Unterbringung von 
teilzeitbeschäftigten Beamtinnen, die sich in den Spitzenstel- 
lungen ihrer Laufbahn befinden, wenn für sie kein zusätzlicher 
Teil-Dienstposten eingerichtet werden konnte. Generell nicht 
geeignet sind hierfür in aller Regel höhere Leitungsfunktionen 
wie z. B. die Tätigkeiten als Dienststellenleiter und deren stän- 
dige Vertreter, sowie Arbeitsplätze, an denen die Dienstleistun- 
gen außerhalb der Amtsstelle und mit unbestimmter Dauer zu 
erbringen sind. 

Als ein wesentliches positives Ergebnis kann festgestellt wer- 
den, daß die Zahl der Beamtinnen, die seit dem Inkrafttreten 
der Neuregelung wegen Eheschließung und Betreuung eines 
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Kindes ausgeschieden sind, merklich abgenommen hat. Die Ent- 
lassungsquote sank z. B. im Bezirk einer Oberpostdirektion von 
155 im Jahre 1968 auf 1 12 im Jahre 1970. 

Es bleibt abzuwarten, welche Probleme sich ergeben, wenn lang- 
fristig beurlaubte Beamtinnen ihren Dienst wieder aufnehmen. 
Angesichts des schnellen Wechsels der Berufsanforderungen 
wird nach jahrelanger Beurlaubung oft ein weitgehend neues 
Einarbeiten erforderlich sein, dessen Schwierigkeiten durch Ein- 
arbeitungshilfen und gezielte Fortbildungsmaßnahmen des 
Dienstherrn gemindert werden müssen. 

6.1 Änderungsvorschläge 

Wenn somit nach allen bisherigen, allerdings verhältnismäßig 
kurzfristigen Erfahrungen zusammenfassend auch festgestellt 
werden kann, daß sich die in § 74 a des Bundesbeamtengeset- 
zes, § 48 a des Beamtenrechtsrahmengesetzes und § 48 a des 
Deutschen Richtergesetzes getroffenen Regelungen der Teilzeit- 
beschäftigung und langfristigen Beurlaubung für Beamtinnen 
und Richterinnen im Prinzip bewährt haben, bleiben doch einige 
grundsätzliche Fragen offen, deren positive Lösung in Erwägung 
gezogen werden könnte. 

Es handelt sich hierbei um folgendes: 

a) Ausdehnung des Anwendungsbereiches der genannten Vor- 
schriften auf Beamtinnen, die pflegebedürftige Angehörige 
zu betreuen haben. 

Bedingt durch den Mangel an Pflegepersonal und auch an 
Krankenhausbetten ist es vielfach nicht möglich, hilfsbedürf- 
tigen Familienangehörigen die notwendige Pflege angedei- 
hen zu lassen. In derartigen Härtefällen, die zahlenmäßig 
kaum ins Gewicht fallen, persönlich aber die Betroffenen oft 
einer außerordentlichen physischen und psychischen Bela- 
stung aussetzen, ist mindestens ein gleich großes Bedürfnis 
für die Inanspruchnahme von Teilzeitbeschäftigung und 
langfristiger Beurlaubung gegeben wie in den vom Gesetz- 
geber bisher geregelten Fällen. Nachdem die Teilzeitbe- 
schäftigung und langfristige Beurlaubung für Beamtinnen 
und Richterinnen durch Gesetz im Beamten- und Richterrecht 
institutionalisiert worden sind und damit die regelmäßigen 
und typischen Fälle erfaßt wurden, sollten diese Regelungen 
dem Grunde nach auch auf die wenigen Fälle ausgedehnt 
werden, in denen ein vergleichbarer Tatbestand vorliegt. 

b) Heraufsetzung der für eine Beurlaubung maßgebenden Al- 
tersgrenze des zu betreuenden Kindes in § 79 a Abs. 1 Nr. 2 
des Bundesbeamtengesetzes, § 48 a Abs. 1 Nr. 2 des Beam- 
tenrechtsrahmengesetzes und § 48 a Abs. 1 Nr. 2 des Deut- 
schen Richtergesetzes. 
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Langfristige Beurlaubungen sind nach diesen Vorschriften 
nur möglich, wenn die Beamtin oder Richterin mit einem 
Kind unter sechs Jahren oder zwei Kindern unter zehn Jah- 
ren in häuslicher Gemeinschaft lebt. Diese Altersbegrenzung 
erscheint nicht in allen Fällen sachgerecht. So wurde darauf 
hingewiesen, daß noch nicht schulpflichtige Kinder von 
einem bestimmten Alter an in Kindergärten oder ähnlichen 
Einrichtungen betreut werden können, die Beamtin während 
dieser Zeit also ohne größere zusätzliche Belastung ihren 
beruflichen Pflichten — gegebenenfalls in Teilzeitbeschäfti- 
gung — nachgehen könne. Schwierigkeiten treten aber ge- 
rade mit der Einschulung auf. Besonders in den ersten 
Grundschuljahren ist die tägliche Schulzeit des Kindes gerin- 
ger als die Abwesenheit der berufstätigen Mutter. Bis zur 
Rückkehr der Mutter ist das Kind sich selbst überlassen. 
Hinzu kommt, daß die Arbeitszeit der Mutter aus dienstli- 
chen Gründen nicht von Fall zu Fall der Unterrichtszeit des 
Kindes angepaßt werden kann. Außerdem bedarf das Kind 
nach der Einschulung einer besonders intensiven Betreuung, 
um den Anforderungen der Schule genügen zu können. Es 
wäre deshalb zu erwägen, eine Beurlaubungsmöglichkeit 
auch bei Vorhandensein älterer Kinder vorzusehen. 

c) Aus dem Gesichtspunkt des Gleichheitsgrundsatzes des Ar- 
tikels 3 des Grundgesetzes ist sehr ernsthaft zu überlegen, 
ob die Regelungen auf Frauen beschränkt bleiben können. 
Es sind Fälle bekanntgeworden, in denen Beamte, die früh 
Witwer wurden, in die gleiche Situation kamen, wie sie das 
Gesetz bei einer Beamtin für die Gewährung der Teilzeit- 
bcschäftigung oder der langfristigen Beurlaubung voraus- 
setzt. Es wird daher zu erwägen sein, § 79 a des Bundes- 
beamtengesetzes, § 48 a des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
und § 48 a des Deutschen Richtergesetzes dahin gehend zu 
ergänzen, daß nicht nur Beamtinnen und Richterinnen, son- 
dern auch Beamte und Richter unter den gleichen Voraus- 
setzungen teilzeitbeschäftigt bzw. ohne Bezüge beurlaubt 
werden können. 

Die Bundesregierung wird diese Fragen in engem Benehmen 

mit den Ländern alsbald prüfen und für den Fall, daß diese Prü- 
fung zu einem positiven Ergebnis führt, dem Deutschen Bundes- 
tag Vorschläge zu einer gesetzlichen Änderung vorlegen. 
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